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Ordentliche, virtuelle Hauptversammlung der Vonovia SE 

am Dienstag, den 16. April 2021 um 10:00 Uhr 

Die Hauptversammlung findet ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 

in den Geschäftsräumen der Vonovia SE, Universitätsstraße 133, 44803 Bochum, statt. 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder 

durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Die 

gesamte Versammlung wird nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Gesetz über Maßnahmen im 

Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 

Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (C-19 AuswBekG) für Aktionäre im 

passwortgeschützten InvestorPortal unter der Internetadresse https://investoren.vonovia.de/hv in 

Bild und Ton übertragen. 

 

ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN DER AKTIONÄRE 

(nach Art. 56 SE-VO, § 50 Absatz 2 SEAG, § 122 Absatz 2 AktG, § 126 Absatz 1 AktG, 

§ 127 AktG, § 131 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3, Abs. 3 C-19 AuswBekG) 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten der Aktionäre 

nach Art. 56 SE-VO, § 50 Absatz 2 SEAG, § 122 Absatz 2 AktG, § 126 Absatz 1 AktG, § 127 

AktG, § 131 AktG und § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3, Abs. 3 C-19 AuswBekG.  

Die für Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maßgeblichen Vorschriften, insbesondere 

des HGB und des AktG, finden auf die Vonovia SE aufgrund der Verweisungsnormen des Art. 5, 

Art. 9 Absatz 1 lit. c) ii), Art. 53 sowie Art. 61 der SE-VO Anwendung, soweit sich aus 

speziellen Vorschriften der SE-VO nichts anderes ergibt. 
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Die nachstehenden Ausführungen dienen ergänzend zu den in der Einberufung der 

Hauptversammlung bereits enthaltenen Angaben der weiteren Erläuterung zu Rechten der 

Aktionäre. 

1. Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art. 56 SE-VO, 

§ 50 Absatz 2 SEAG, § 122 Absatz 2 AktG, § 1 Abs. 3 Satz 4 C-19 AuswBekG 

Ein oder mehrere Aktionäre, deren Anteile zusammen fünf Prozent des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Dieses 

Quorum ist gemäß Art. 56 Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 SEAG für 

Ergänzungsverlangen der Aktionäre einer Europäischen Aktiengesellschaft (SE) erforderlich; 

§ 50 Abs. 2 SEAG entspricht dabei inhaltlich der Regelung des § 122 Abs. 2 AktG. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.  

Ein solches Ergänzungsverlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) oder in elektronischer Form 

(§ 126a BGB) an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der 

Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei 

nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also Dienstag, 16. März 2021, 24:00 

Uhr. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir, an folgende Adresse zu übermitteln: 

Vonovia SE 

- Vorstand - 

Universitätsstraße 133 

44803 Bochum 

Bei Nutzung der elektronischen Form (§ 126a BGB) übermitteln Sie ein etwaiges 

Ergänzungsverlangen bitte per E-Mail an:  

hauptversammlung@vonovia.de 
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Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 

Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://investoren.vonovia.de/hv bekannt gemacht und den Aktionären nach 

§ 125 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 AktG mitgeteilt. 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126, 127 AktG 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von 

Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie 

Wahlvorschläge übersenden. Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von 

Aktionären zur Hauptversammlung sind ausschließlich an 

Vonovia SE 

- Rechtsabteilung - 

Universitätsstraße 133 

44803 Bochum 

Telefax: +49 (0) 234 314 2944 

E-Mail: hauptversammlung@vonovia.de 

zu übermitteln. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen nicht 

zugänglich gemacht werden. 

Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden 

ist, 
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5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 

nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger 

als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 

und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Für das Zugänglichmachen von Wahlvorschlägen gilt sinngemäß dasselbe. Ferner braucht der 

Vorstand Vorschläge für die Wahl von Abschlussprüfern nicht zugänglich zu machen, wenn sie 

nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Kandidaten, bei 

juristischen Personen die Firma und den Sitz, enthalten. Wahlvorschläge können, müssen aber 

nicht begründet werden. 

Eine Begründung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen mehrere Aktionäre 

Gegenanträge zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung oder machen sie gleiche 

Wahlvorschläge, so kann der Vorstand die Gegenanträge oder Wahlvorschläge nebst etwaiger 

Begründungen zusammenfassen. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen 

Adresse mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spätestens am Donnerstag, den 1. April 2021, 

24:00 Uhr, zugegangen sind, werden nach Maßgabe der §§ 126, 127 AktG einschließlich des 

Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der 

Verwaltung unverzüglich über die Internetseite der Gesellschaft unter 

https://investoren.vonovia.de/hv zugänglich gemacht. 

Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge gelten als 

in der virtuellen Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den 
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Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung 

angemeldet ist. 

3. Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Diese Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt 

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem 

verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 

einbezogenen Unternehmen. Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht;  

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die 

Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden 

im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Absatz 2 HGB 

zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; oder 

6. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage 

vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre ist im Falle einer virtuellen Hauptversammlung nach § 1 

Abs. 2 C-19 AuswBekG erheblich eingeschränkt. Vorstand und Aufsichtsrat haben entschieden, 

diese Hauptversammlung gemäß C-19 AuswBekG abzuhalten und den ordnungsgemäß 
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angemeldeten Aktionären lediglich das Recht einzuräumen, Fragen im Wege der elektronischen 

Kommunikation zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 C-19 AuswBekG), wobei die Fragen 

spätestens einen Tag vor der Hauptversammlung einzureichen sind. Etwaige Fragen sind somit 

bis Mittwoch, den 14. April 2021 (24:00 Uhr), über das unter der Internetadresse 

https://investoren.vonovia.de/hv zugängliche InvestorPortal der Gesellschaft einzureichen. Eine 

Einreichung von Fragen auf einem anderen Übermittlungsweg ist nicht möglich. Der Vorstand 

entscheidet gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 C-19 AuswBekG nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, 

wie er Fragen beantwortet.  

4. Verfahren für die Einreichung von Stellungnahmen oder Audio- oder 

Videobotschaften zur Veröffentlichung vor bzw. in der Hauptversammlung 

Aufgrund der Konzeption der virtuellen Hauptversammlung nur mit Ausübung des Stimmrechts 

über Briefwahl oder Vollmachtserteilung mit Weisung und ohne elektronische Teilnahme der 

Aktionäre haben die Aktionäre nicht die Möglichkeit, sich in der Hauptversammlung zur 

Tagesordnung zu äußern. 

Den Aktionären soll jedoch – über die Vorgaben in § 1 Abs. 2 C-19 AuswBekG hinaus – die 

Möglichkeit gegeben werden, vor der Hauptversammlung 

- schriftliche Stellungnahmen mit Bezug zur Tagesordnung zur Veröffentlichung durch 

die Gesellschaft im InvestorPortal oder 

- Stellungnahmen in der Form von Audio oder Videobotschaften mit Bezug zur 

Tagesordnung zur Veröffentlichung durch die Gesellschaft im InvestorPortal sowie in 

der virtuellen Hauptversammlung einzureichen. 

Aktionäre, die sich rechtzeitig anmelden haben daher die Möglichkeit, Stellungnahmen in 

Textform oder als Audio- oder Videobotschaft bis spätestens Montag, den 12. April 2021, 

24:00 Uhr, über das InvestorPortal einzureichen. Zu den technischen Voraussetzungen für die 

Einreichung von Audio- oder Videobotschaften werden auf der Internetseite weitere Hinweise 

veröffentlicht. 

Der Umfang einer schriftlichen Stellungnahme sollte 10.000 Zeichen und die Dauer einer Audio- 

oder Videobotschaft sollte eineinhalb Minuten nicht überschreiten. Es sind ausschließlich solche 
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Videobotschaften zulässig, in denen der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter selbst in 

Erscheinung tritt, um die Stellungnahme abzugeben. 

Bei der Veröffentlichung einer Stellungnahme (in Textform oder als Audio- oder 

Videobotschaft) wird der Name des Aktionärs bzw. seines Bevollmächtigten stets offengelegt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass kein Rechtsanspruch auf die Veröffentlichung einer 

schriftlichen Stellungnahme oder einer Audio- oder Videobotschaft im Vorfeld oder während der 

Hauptversammlung besteht. Die Gesellschaft behält sich insbesondere vor, schriftliche 

Stellungnahmen oder Audio- oder Videobotschaften mit beleidigendem oder strafrechtlich 

relevantem Inhalt, offensichtlich falschem oder irreführendem Inhalt oder ohne jeglichen Bezug 

zur Tagesordnung der Hauptversammlung sowie schriftliche Stellungnahmen bzw. Audio- oder 

Videobotschaften, deren Umfang 10.000 Zeichen bzw. eineinhalb Minuten überschreitet oder 

nicht bis zu dem vorstehend genannten Zeitpunkt wie oben angegeben eingereicht wurden, nicht 

zu veröffentlichen. Je Aktionär ist ferner nur insgesamt eine schriftliche Stellungnahme oder 

Audio- oder Videobotschaft zulässig. Ebenso behält sich die Gesellschaft vor, pro Person nicht 

mehr als eine schriftliche Stellungnahme oder eine Audio- oder Videobotschaft zu 

veröffentlichen. Um einen geregelten Ablauf der Hauptversammlung zu gewährleisten, behält 

sich die Gesellschaft vor, ggf. eine angemessene Auswahl für die Veröffentlichung in der 

Hauptversammlung zu treffen. Weitere Informationen und Bedingungen finden Sie im 

InvestorPortal der Gesellschaft, das unter der Internetadresse https://investoren.vonovia.de/hv 

zugänglich ist.  

Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen ausschließlich auf dem unter Ziffer 3 beschriebenen 

Weg einzureichen sind. Sollte eine nach dieser Ziffer 4 eingereichte Stellungnahme Fragen 

enthalten, die nicht auch auf dem unter Ziffer 3 beschriebenen Weg eingereicht werden, bleiben 

diese unberücksichtigt. Gleiches gilt für Anträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 

AktG; insofern ist allein das unter Ziffer 2 beschriebene Verfahren maßgeblich. 

https://investoren.vonovia.de/hv
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5. Stimmbestätigung gemäß § 118 Abs. 1 Satz 3 bis 5, Abs. 2 Satz 2 AktG bzw. 

Nachweis der Stimmzählung gemäß § 129 Abs. 5 AktG 

Nach § 118 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2 AktG ist bei elektronischer Ausübung des Stimmrechts 

(durch Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft oder Erteilung von 

Briefwahlstimmen) dem Abgebenden der Zugang der abgegebenen Stimme nach den 

Anforderungen gemäß Art. 7 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 5 Unterabs. 1 der Durchführungsverordnung 

(EU) 2018/1212 von der Gesellschaft elektronisch zu bestätigen. Sofern die Bestätigung einem 

Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung nach § 118 Abs. 1 Satz 4 AktG unverzüglich 

dem Aktionär zu übermitteln. Ferner kann der Abstimmende von der Gesellschaft nach § 129 

Abs. 5 Satz 1 AktG innerhalb eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung eine 

Bestätigung darüber verlangen, ob und wie seine Stimme gezählt wurde. Die Gesellschaft hat die 

Bestätigung gemäß den Anforderungen in Art. 7 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 5 Unterabs. 2 der 

Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 zu erteilen. Sofern die Bestätigung einem 

Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung nach § 129 Abs. 5 Satz 3 AktG unverzüglich 

dem Aktionär zu übermitteln. 


